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Max und Emma aus Brixlegg gratulieren ihrer Oma Hilda aus Rotholz nachträg-
lich zum 80. Geburtstag! Infos unter wetterkind@tt.com
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Von Michael Sprenger

M it dem Slim-Fit-Kanzler auf teure Tuchfühlung. Christian Kerns
PR-Abteilung hat sich wieder einmal etwas Neues einfallen

lassen. Doch einmal mehr wurde dabei seine Zugkraft massiv unter-
schätzt. Dutzende Grazer wollten es sich nicht nehmen lassen, in der
„Kanzler-Bim“ ein Stück des Weges mit ihm zu fahren. Haltestelle für
Haltestelle wurde es immer enger und heißer in der Straßenbahn.
Trotzdem wollte Kern auf seiner einstündigen Fahrt so viele Gesprä-
che wie möglich führen. Die Hitze in der nicht klimatisierten Straßen-
bahn konnte ihm wenig anhaben. Trotzdem, er kam nur bis in die
Mitte der Garnitur. Einfach zu viele Fahrgäste. Sein Witz blieb aber
nicht auf der Strecke. Beim Aussteigen meinte er: „Das nächste Mal
machen wir eine Kanzler-Sauna. Da gibt es dann aber keine Selfies.“

Aufgeblättert

Mit Kern in die Sauna

Wien – Der Finanzausgleich
gehört zu den großen und
milliardenschweren Unwör-
tern der Innenpolitik. Im Fi-
nanzausgleich wird die Auf-
teilung der Steuereinnahmen
zwischen Bund, Ländern und
Gemeinden geregelt. Finanz-
minister Hans Jörg Schelling
(ÖVP) hat sich festgelegt: Ei-
ne bloße Verlängerung des
bestehenden Finanzaus-
gleichs wird es mit ihm nicht
geben. Er will das System in
Etappen auf Aufgabenorien-
tierung umstellen. Die Län-
der üben sich da in Zurück-
haltung, sind sie doch in der
Vergangenheit mit dem alten
System gut gefahren. Trotz-
dem zeigt sich der Minister
optimistisch, noch bis Mitte
November eine Einigung zu
erzielen.

Ein Scheitern, das weiß der
Minister, würde die Länder in
die Bredouille bringen. Denn
an den Finanzausgleich sind
15a-Vereinbarungen zwi-
schen Ländern und Bund
gekoppelt. Betroffen wäre et-
wa der Pflegefonds oder die
24-Stunden-Betreuung. (TT)

Mehr auf Seite 10

Bis November
muss der

Finanzausgleich
neu geregelt sein.

Schellings
Poker mit
Ländern

Jerusalem – Zwei Wochen
nach einem schweren Schlag-
anfall ist in der Nacht auf
Mittwoch der ehemalige is-
raelische Präsident und Frie-
densnobelpreisträger Shimon
Peres gestorben. Obwohl ihm
im eigenen Land oft Misstrau-

en entgegenschlug, war er in-
ternational hoch angesehen.
Er hatte bis zu seinem Tod die
Hoffnung auf eine friedliche
Lösung im Nahost-Konflikt
zwischen Israelis und Paläs-
tinensern nicht aufgegeben.
Peres’ Sarg wird heute im Par-

lament in Jerusalem aufge-
bahrt. Bereits morgen Freitag
soll das Begräbnis mit zahl-
reichen hochrangigen Staats-
gästen aus aller Welt stattfin-
den. (TT)

Mehr auf Seite 9

Trauer um Shimon Peres
Friedensnobelpreisträger Shimon Peres starb im Alter von 93 Jahren. Fotos: AFP/Ronen Zvulun, APA/Neubauer, gepa

10 Mio. Euro
Agrargeld für
Gemeinden

Innsbruck – Seit Juli 2014 re-
gelt das neue Agrargesetz das
Verhältnis zwischen 140 Ge-
meinden und den 256 aus
Gemeindegut entstandenen
Agrargemeinschaften. Verfas-
sungswidrig gelangten sie in
den 1950er- und 1960er-Jahren
in Besitz von Gemeindegrün-
den und -wald. Jetzt stehen al-
le Erlöse wieder den Gemein-
den zu, die Agrarier haben nur
noch Anspruch auf ihre Holz-
bzw. Weiderechte.

Die Opposition im Landtag
aus SPÖ, Liste Fritz, FPÖ und
Impuls sehen die Gemeinden
jedoch nach wie vor wegen
der Bewirtschaftungsabgel-
tung, der Stichtagsregelung
über die Ansprüche gegenüber
Agrargemeinschaften und der
vermögensrechtlichen Aus-
einandersetzung benachtei-
ligt. Unter Federführung von
Anwalt und Ex-Liste-Fritz-
Mandatar Andreas Brugger
wurde Beschwerde beim Ver-

fassungsgerichtshof (VfGH)
gegen das schwarz-grüne Ag-
rargesetz eingebracht. Heute
wird darüber verhandelt, die
Höchstrichter haben sich in-
tensiv damit auseinanderge-
setz. U.a. wurden 14 Fragen an
die Landesregierung gestellt.

Das Land verweist darauf,
dass die Gemeinden das volle
ZugriffsrechtaufdasAgrar-Ver-
mögen und die Substanzerlöse
haben. Ihre Rücklagen betru-
gen 2014 rund 38 Mio. Euro,
im Vorjahr 33,5 Millionen. Weil
die Gemeinden in „erhebli-
chem Ausmaß“ Entnahmen
vorgenommen hätten, sieht
das Land keine Benachteili-
gung. Schließlich flossen vor
zwei Jahren 2,6 Mio. Euro von
den Agrargemeinschaften in
die Gemeindekassen, im Vor-
jahr 7,2 Mio. Euro.

Die VfGH-Entscheidung ist
im Oktober zu erwarten. (pn)

Mehr auf den Seiten 2 und 6

Hält das Agrargemeinschaftsgesetz?
Heute entscheidet das Höchstgericht.
Die Regelung bescherte den Gemein-
den bisher Einnahmen von 10 Mio. €.

Deutsche Bank
alarmiert

frankfurt – Deutschlands
größtes Geldhaus ist ange-
schlagen. Offenbar schmiedet
die Regierung bereits einen
Notfallplan für die Deutsche
Bank. Das Finanzministerium
in Berlin dementierte einen
Medienbericht umgehend.
Staatshilfe sei „kein Thema“,
sagte Bankchef John Cryan.
Hintergrund ist die drohende
Rekordstrafe in den USA we-
gen Hypothekengeschäften
vor der Finanzkrise. (TT)

Mehr auf Seite 19

Ärger über
Schulnoten

Innsbruck – Volksschulen
müssen jetzt entscheiden, ob
sie mit Ziffern oder alternativ
beurteilen wollen. „Zahlrei-
che Details sind noch nicht
geregelt“, zeigt sich der Lan-
deselternverband verärgert.
Für Diskussionen sorgt, dass
Eltern für Ausgaben an der
Schule keine Rechnung be-
kommen. Landesschulrat
und Gemeindeverband ver-
weisen auf die gängige Praxis,
die FPÖ regt das auf. (TT)

Mehr auf den Seiten 2, 4

Die besten Köche des Landes
Die Restaurant-Tester von Gault-Millau waren einmal mehr österreich-
weit unterwegs und haben auch Tirols Köche unter die Lupe genommen.
Simon Taxacher (Rosengarten/Kirchberg) ist weiterhin der einzige Vier-
Hauben-Koch (l.), Neustarter James Baron (r.) (Tannenhof/St. Anton)
hat sich auf Anhieb drei Hauben erkocht. Mehr auf Seite 3 Fotos: Kirchgasser
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Transparenz fehlt im Dschungel

Von Anita Heubacher

E
iner Mutter platzte der Kragen. 40
Euro für das Schulfoto, 60 Euro für
die Klassenfahrt, Zahlungsaufforde-

rungen, übermittelt durch Minderjährige.
Prompt zu bezahlen, ohne Rechnung. Also
„dunkelschwarz“, wie die Mutter meinte.
Sie als besonders pedantisch abzutun, wäre
zwar bequem, aber falsch. Die Mutter hat
Recht, obwohl die gängige und über weite
Strecken funktionierende Praxis anders
aussieht.

Beginnen wir beim Grundübel im öster-
reichischen Bildungssystem. Der Kom-
petenzen-Dschungel, in dem sich Bund,
Land und Gemeinden als Protogonisten
finden, und wovon ein immer stärker

werdendes Auseinanderklaffen zwischen
Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzierungs-
verantwortung die Folge ist. Einfacher
gesagt, jemand schafft an, ein anderer
zahlt und ein Dritter setzt um. Nachdem
die Anforderungen an Schulen steigen
und die Mittel kaum mithalten können,
wird es eng.

Das führt zu einem weiteren Dilemma.
Finanzschwache Gemeinden tun sich
immer schwerer, dieselben Standards an
Pflichtschulen zu bieten wie finanzstarke.
Von Extratouren ganz zu schweigen. Das
führt österreichweit zur Praxis, immer
mehr Kosten auf die Eltern abzuwälzen.
Das reicht vom Klopapier bis hin zum
Laptop. Das ist eine Abkehr vom kosten-
losen Schulzugang und ein Angriff auf

die Chancengleichheit. Das bedingt eine
doppelte soziale Ungerechtigkeit. Kin-
der aus finanzschwachen Familien sind
benachteiligt, Gemeindebürger in finanz-
schwachen Gemeinden unter Umständen
auch.

So, nun folgt der dritte Problembereich,
nämlich jener der fehlenden Rechnungen.
Das ist, wie auch der Landesverband der
Elternvereine sagt, eine „Grauzone“. Geld-
ausgeben ohne Beleg? Zeitgemäß ist das
nicht, transparent schon gar nicht, aber
typisch österreichisch. Kopiergeld, Beiträ-
ge für Spinde oder Werkmaterialen dürften
laut Arbeiterkammer überhaupt nicht ver-
langt werden. Dafür bekommt die Schule
eigentlich Geld von der Gemeinde. Wenn
nun also Eltern für Kopien zahlen, wird

genau genommen doppelt kassiert. Der
Gesetzgeber will das nicht regeln und ver-
lagert das Problem auf die Lehrerschaft.
Die wird sich schön bedanken, wenn aus
den Problemen ernsthafte Konsequenzen
erwachsen. Dann tut sich bald keiner
mehr die Extratouren an. Geregelt gehört
das Schlamassel dennoch,
wenn den Dschungel
überhaupt noch einer
durchblickt und das
überhaupt lösen kann.

Der Kompetenzen-Dschungel im Bildungssystem treibt seltsame Blüten. Koscher ist es sicher nicht, wenn Kosten von
der öffentlichen Hand in Richtung Eltern verlagert werden. Ohne viel Mitsprache und ohne Rechnung.

Leitartikel

Lesen Sie dazu mehr
auf Seite 4

anita.heubacher@tt.com

Karikatur „Hausaufgabe“
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Analyse

Lieber Murmeltiertag in der
Agrarfrage als Jurassic Park

Von Peter Nindler

U
nd täglich grüßt das Murmel-
tier. Auch in der Agrargemein-
schaftsfrage. Politisch hat sie Tirol

durcheinandergewirbelt, Herwig van Staa
(VP) 2008 als Landeshauptmann weg-
gefegt und die Liste Fritz in den Landtag
gehievt. Acht Jahre sind seither vergangen,
mittlerweile schlummert das umstrittene
Thema. In regelmäßigen Abständen wird
es allerdings von renitenten Agrarfunkti-
onären wachgeküsst oder wie jetzt nach
einer Beschwerde der Opposition vom
Verfassungsgerichtshof erneut geprüft.

Den Agrargemeinschaften geht das Ge-
setz nach wie vor zu weit, die Opposition
forciert hingegen eine Rückübertragung
des Gemeindeguts wegen anhaltender
Benachteiligung der Gemeinden. Dazwi-
schen hat die schwarz-grüne Landesre-
gierung ihr Agrargesetz positioniert. Das

ist zwar bürokratisch und schafft
in der Praxis viele Reibungs-
verluste, doch die Kommu-

nen haben den Vermögenszugriff auf ihr
Gemeindegut zurückerhalten. Ob das
ausreicht, muss jetzt der Verfassungsge-
richtshof beurteilen. Mit dem „atypischen
Eigentum“ hat er aber selbst einen
schwierigen Eigentumsbegriff geschaffen.
Agrargemeinschaften und Gemeinden
wurden quasi gemeinsam zu Besitzern
– mit einem Unterschied: Die Agrarmit-
glieder sind wieder das, was sie eigentlich
sein sollten: nur Nutzungsberechtigte.

Konsequent erfolgten zuletzt die
Entscheidungen der Verwaltungs- und
Höchstgerichte zugunsten der Gemein-
den, das Agrargesetz trägt ihnen in hohem
Maße Rechnung. Deshalb wäre es einiger-
maßen überraschend, würden die Verfas-
sungsrichter die Agrarkiste noch einmal
öffnen. Die Folgen wären politisch und
rechtlich dramatisch: Eineinhalb Jahre
vor der Landtagswahl käme die schwarz-
grüne Regierung arg in die Bredouille und
alle bisherigen Agrarverfahren müssten
neu bewertet werden. Schlussendlich
bliebe der Politik nichts anderes übrig,
als mit einer Rückübertragung endgültig
einen Trennstrich zu ziehen.

Deshalb sollte lieber täglich das Mur-
meltier grüßen. Denn alles andere wäre
für die Politik ein agrarisches Horror-
szenario vergleichbar mit Jurassic Park.

Lesen Sie dazu mehr
auf Seite 6

peter.nindler@tt.com

Zum 80er
schwächelt

Bunga-Bunga
Silvio Berlusconi (Ex-Regierungschef Itali-
ens, Medienmanager und Frauenheld)

A
usschweifende Sex-Partys, Haartrans-
plantationen und ein prunkvolles
Leben zwischen Macht und Glamour

gehören der Vergangenheit an. Als Polit-
populist, Fußballmanager und Medienkrö-
sus lebte Silvio Berlusconi immer am Limit.
Heute wird er 80, und es ist verdächtig still
um ihn geworden. Sein Fußballclub AC Milan
wurde an chinesische Investoren verkauft,
seine Partei Forza Italia kratzt nur noch
knapp an der Zehn-Prozent-Marke, sein
Vermögen schmilzt, und gesundheitlich ist
der einst schillernde Lebemann nach einer
Herzoperation schwer angeschlagen.

Als Staubsaugervertreter und Alleinunter-
halter startete er seine ehrgeizige Karriere. Als
er 1993 mit 57 Jahren das politische Parkett
betrat, hatte er bereits ein Milliardenimpe-
rium aufgebaut. Mithilfe von teils undurch-
sichtigen Bankdeals finanzierte er in den
60er-Jahren am Stadtrand von Mailand den
Kauf von Grundstücken, auf denen er ganze
Stadtviertel errichten ließ. Die Millionen
investierte er später in den Aufbau seines
Netzwerks an Privat-TV-Sendern, das bald
zum größten seiner Art in Europa wurde.

3340 Tage lang regierte der Entertainer
Italien, so lange wie kein anderer in der
Geschichte der Republik. Als selbsternannter
„Cavaliere“ (dt: Ritter) bog er sich Gesetze
zurecht, wie er sie brauchte, und ließ keine
Gelegenheit aus, politische Kontrahenten
zu beleidigen. Neben seiner Schwäche für
junge Frauen prägten Justizskandale seine
Politkarriere. Die Vorwürfe lauteten von
Amtsmissbrauch, Förderung von Prostitution
bis hin zu Bestechung – verurteilt wurde er
2013 bislang aber nur ein einziges Mal. We-
gen Steuerbetrugs müsste er eine vierjährige
Haftstrafe absitzen, doch aufgrund seines
Alters leistete er nur zehn Monate Sozial-
dienst in einem Altenheim. Seiner Ex-Frau
Veronica Lario muss er jeden Monat 1,4 Mio.
Euro überweisen.

Offenbar ist auch ein Berlusconi irgend-
wann geläutert: Feiern will er heute ganz
bescheiden, mit
seiner 50 Jahre
jüngeren Ver-
lobten, seinen
fünf Kindern
und zehn
Enkeln. (bea,
dpa)

Kopf des Tages

Perspektiven
anbieten
Von Elisabeth Harasser

D
ie Präsentation des Tätigkeits
berichtes der Kinder und Jugendan
waltschaft ist eine gute Gelegenheit,

zurückzublicken und in die Zukunft zu
schauen. Erfreulich ist, dass immer mehr
Kinder und Jugendliche den Weg zu uns fin
den. Sei es, um einfach nur mit Personen zu
sprechen, die unvoreingenommen Stellung
beziehen und gute Ratschläge geben, oder
um Unterstützung bei der Lösung zum Teil
recht schwerwiegender Probleme zu finden.

Die steigende Frequenz ist nicht zuletzt
auf kostenlose Workshops für Kindergärten
und Schulen zurückzuführen, in denen
über unser Angebot, über Kinderrechte,
Jugendschutz, soziale Netzwerke usw. infor
miert wird. Wir weisen auch ständig darauf
hin, was zum Wohl unserer Kinder und
Jugendlichen zu verbessern wäre.

Nach wie vor scheint das gesetzliche
Gewaltverbot in der Erziehung in den
Köpfen der Menschen nicht angekommen
zu sein. Hier bedarf es engagierter Bewusst
seinsbildung. Ein Schwerpunkt ergibt sich
durch die Zuwanderung vieler unbegleiteter
Minderjähriger. Ihnen und auch jenen, die
mit ihren Familien zu uns gekommen sind,
müssen wir reale Chancen eröffnen, damit
sie sich schnell in unserer Gesellschaft hei
misch fühlen. Dazu braucht es mutige und
unbürokratische Entscheidungen.

Und ebenso wichtig ist es, jenen Ju
gendlichen Perspektiven zu bieten, die mit
Erreichen der Volljährigkeit Betreuungs
einrichtungen verlassen müssen. Sie haben

nämlich kein soziales Netzwerk,
das ihnen beim Erwachsenwer

den hilft! Es gibt also noch viel
zu tun.

elisabeth.harasser@tirol.gv.at

Elisabeth Harasser ist Kinder- und
Jugendanwältin für Tirol.

Gastkommentar

Kann ein legaler Straßenstrich die illegale
Prostitution zurückdrängen?

40% Einen Versuch ist es zumindest wert.
Prostitution ist das älteste Gewerbe der Welt.

33% Nein, das ist eine Illusion. Ein illegaler
Straßenstrich lässt sich nicht verhindern.

27% Die Strafen für illegale Prostitution
müssen stattdessen massiv angehoben
werden.

Die Umfrage
finden Sie auf
www.tt.com

Frage des Tages (836 Teilnehmer)
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Von Peter Nindler

Innsbruck – Gemeindeguts-
agrargemeinschaft. Dieser
sperrige Begriff hatte über Jah-
re Sprengkraft. 2005 begann
die Auseinandersetzung über
das seinerzeit an die Agrar-
gemeinschaften übertragene
Gemeindegut, 2008 bezeich-
nete der Verfassungsgerichts-
hof diese Vorgangsweise als
verfassungswidrig. Aber bis
zu einer politischen Lösung
für die Gemeinden dauerte es
weitere sechs Jahre. 2014 hat
die schwarz-grüne Landesre-
gierung mit dem Agrargesetz
die Ansprüche der Agrarge-
meinschaftsmitglieder auf
die Holz- und Weiderechte
sowie den Haus- und Gutsbe-
darf zurückgestutzt und den
Gemeinden die volle vermö-
gensrechtliche Verfügung zu-
rückgegeben. Seither ist der
gemeindeeigene Substanz-
verwalter dafür zuständig.

Den Oppositionsparteien
ging das Gesetz jedoch zu we-
nig weit, sie hätten am liebs-
ten eine Rückübertragung der
Grundstücke ins kommunale
Eigentum gesehen. Mit ei-
ner Beschwerde beim Verfas-
sungsgerichtshof reagierten
sie jedenfalls auf die aus ihrer
Sicht weiterhin nachteiligen
Regelungen für die Gemein-
den. Ex-Fritz-Mandatar und
Anwalt Andreas Brugger for-
mulierte die Beschwerde.

Drei Punkte versucht Brug-
ger im Gesetz auszuhebeln.
Die Bewirtschaftungsentgel-
te müssten kostendeckend
sein; bei einer endgültigen
vermögensrechtlichen Aus-
einandersetzung dürften die
Agrargemeinschaften kei-
ne Abfindungsgrundstücke
aus der Substanz erhalten;
und die Stichtagsregelung

(2008 bzw. 2013), mit der al-
le Ansprüche gegenüber den
Agrarmitgliedern erloschen
sind, sei nicht zu rechtferti-
gen. „Damit wurden vor allem
jene geschützt, denen Agrar-
bzw. Gemeindevermögen zu-
gekommen ist, das ihnen aber
nicht zugestanden wäre“, be-
tont Brugger.

Heute wird beim Verfas-
sungsgerichtshof (VfGH) ver-
handelt. Die Höchstrichter
haben im Vorfeld 14 Fragen
aufgeworfen, das Land ver-
weist in seiner Stellungnah-

me gegenüber dem VfGH
seinerseits darauf, dass das
Gesetz in der Praxis wirke.
Zwei Wirtschaftsjahre wurden
bereits unter der Obhut der
140 Gemeinden absolviert,
das Vermögen der 256 aus
Gemeindegut entstandenen
Agrargemeinschaften beträgt
aktuell 33,5 Mio. Euro. Rund
zehn Mio. Euro haben die Ge-
meinden bisher aus den Rück-
lagen entnommen oder aus
Grundverkäufen erlöst. Sechs
Agrargemeinschaften, u. a.
Neustift, haben Ansprüche auf

Abgeltung unternehmerischer
Leistungen erhoben, fünf Ge-
meinden fordern nachträglich
Entschädigungen von den Ag-
rargemeinschaften. Pflach ist
eine davon.

Die Außerferner Kommune
zeigt gleichermaßen auf, wie
viel Geld im Agrarstreit für An-
wälte aufgewendet wurde. Al-
lein zwischen 2009 und 2012
haben die Mitglieder der AG
Pflach für Verfahren Rechtsan-
waltskosten von 43.700 Euro
aus dem Substanzvermögen
bezahlt.

Die Entscheidung des
Höchstgerichts über das Tiro-
ler Agrargesetz ist wohl der fi-
nale Akt in einer unendlichen
Geschichte. Das hofft auch
der zuständige Agrarreferent
LHStv. Josef Geisler (VP). „Das
Agrargesetz wurde sorgfältig
vorbereitet. Letztlich geht es
darum, dass es auch in der Pra-
xis funktioniert.“ Für den ÖVP-
Bauernbundobmann hat sich
„die Umsetzung in vielen Ge-
meinden eingespielt“, deshalb
ist Geisler optimistisch, dass
dies die Höchstrichter eben-
falls so sehen. Die Anfechtung
bezeichnet er als politisch le-
gitim, schlussendlich wünscht
er sich allerdings einen positi-
ven Schlussstrich.

Finale im Tiroler Agrarstreit
Verfassungsgerichtshof prüft heute schwarz-grünes Agrargesetz. Opposition sieht Gemeinden
weiter benachteiligt. Land verweist darauf, dass 10 Mio. Euro in Gemeindekassen geflossen sind.

Hält das Gesetz einer höchstgerichtlichen Prüfung stand? Heute wird darüber verhandelt. Foto: Böhm Agrargemeinschaften. In 140
Tiroler Gemeinden wurde in den
1950er- und 1960er-Jahren Ge-
meindevermögen an 256 Agrarge-
meinschaften übertragen.

Rücklagen. Das Vermögen der
Agrargemeinschaften hat 2014
rund 37,9 Mio. Euro betragen, im
Vorjahr 33,5 Millionen Euro.

Entnahmen durch die Gemeinden:
Vor zwei Jahren flossen 2,6 Mio.
Euro von der Agrar- in die Gemein-
dekasse, 2015 7,2 Millionen. Die
höchsten Entnahmen erfolgten in
Neustift mit 1,750 Mio. Euro und
Mieders mit 1,250 Mio. Euro.

Es geht nicht nur um viel Holz, son-
dern auch um Geld. Foto: Mühlanger

Agrargemeinschaften

Innsbruck – „Ich habe sel-
ber erlebt, welche Bedeutung
Wasser für die Zukunft der
Welt hat. Die Aktualität der
Wasserfrage deckt sich auch
mit der Erkenntnis der Prob-
leme der Menschheit. Für uns
ist reines Quellwasser ein Mi-
nimum an Lebensqualität –
für die Menschen in Westafri-

ka ist es ein Wunder.“ Diesen
Satz des Ende 2013 verstor-
benen, unvergessenen Inns-
brucker Altbischofs Reinhold
Stecher stellte die Redaktion
der Tiroler Tageszeitung be-
reits mehrfach an den Beginn
der Ankündigung für die Ak-
tion „Wasser zum Leben“. Er

gilt auch heute noch – ob-
wohl die Bilderversteigerung
heuer ins zehnte Jahr geht.
Am 24. November werden in
der Zentrale der Hypo Tirol
Bank am Innsbrucker Bozner
Platz 24 unveröffentlichte Ka-
rikaturen aus der Hand von
Bischof Reinhold versteigert.
Diese Exponate werden von
den Verwaltern des Nachlas-
ses von Bischof Stecher, Inge
und Paul Ladurner, zur Verfü-
gung gestellt und stehen im
Mittelpunkt der Jubiläums-
Kunstauktion. Sie sind ab 10.
November im Hypo-Foyer zu
besichtigen. Anmeldungen
für die Auktion an b.haueis-
tinzl.caritas@dibk.at.

Altbischof Stecher hatte ei-
ne ganz besondere Beziehung
zum Wasser: „Quellen, Bäche
und Seen haben mich schon
in Kindertagen immer ange-
zogen. Als Tiroler zählt man
zu den quellwasserverwöhn-
testen Menschen des Erd-
balls. Dafür bin ich sehr dank-
bar, sehe darin aber auch eine
Verpflichtung. Alle Schätze
erfordern Wachsamkeit, auch
derWasserschatz unserer Hei-
mat.“ Und er hatte die Gabe,
mit seinen Bildern Kunst in
Wasser zu verwandeln: Mehr

als 900.000 Euro gingen in
den vergangenen neun Aukti-
onen ein. Mit dem Geld wur-
den im afrikanischen Mali le-
bensnotwendige Brunnen für
mehr als 100.000 Menschen
gebaut.

„Altbischof Reinhold Ste-
cher ist es gelungen, aus
Wasserfarben Wasser zu ma-
chen“, jubelt der Tiroler Cari-
tas-Direktor Georg Schärmer

über den Erfolg der Auktion.
Die Caritas Tirol ist ebenso
wie die Hypo Tirol Bank, der
ORF Tirol, der Tiroler Sonn-
tag (die Zeitung der Diözese
Innsbruck) und die Tiroler
Tageszeitung von Anbeginn
an Partner der Aktion „Wasser
zum Leben“, seit zwei Jahren
zählt auch der Bischof-Ste-
cher-Gedächtnisverein zu
diesem Kreis. (TT, mz)

„Altbischof Rein-
hold Stecher ist

es gelungen, aus Was-
serfarben Wasser zu
machen.“

Georg Schärmer
(Caritas-Direktor) Foto: Murauer

Zehn Jahre Wasser zum Leben
Jubiläums-Auktion von Stecher-Karikaturen am 24. November in der Hypo-Zentrale.

Altbischof Reinhold Stecher blieb der Versteigerung seiner Bilder immer
fern, wartete zu Hause in Hochrum gespannt auf das Ergebnis. Foto: Murauer

Gerichtssplitter

E ine renommierte
Tiroler Unterneh-

merin musste gestern
am Landesgericht mit
ihrem Förster auf der
Anklagebank Platz neh-
men. Vorwurf: schwerer
Eingriff in fremdes Jagd-
recht. Laut Anzeige soll
sie im Juni einen Reh-
bock der Klasse 1 nicht
auf dem Gebiet ihrer
Jagdgenossenschaft er-
legt haben, sondern im
angrenzenden Revier ei-
nes Unterländer Indus-
triellen. Ein lauter Knall
und vor allem die Video-
aufzeichnungen vom In-
dustriellen-Grundstück
sollten dies belegen.
Dort sah man nämlich
ihren Geländewagen auf
das fremde Revier fah-
ren. Alles Weitere blieb
jedoch im Dickicht. Dass
sie den Bock geschossen
hat, gab die Jägerin ja
zu, aber eben in ihrem
Revier. Und das Fahr-
zeug habe man laut Ver-
teidiger Gerhard Schart-
ner auf der engen Straße
nur umparken müssen.
Da es laut Gericht „kei-
nen einzigen objektiven
Beweis für das Gegen-
teil“ gab, erging ein Frei-
spruch.

S tolze 1200 Euro Geld-
strafe setzte es hin-

gegen für einen 41-Jäh-
rigen, der einst einen
engen Kontakt zu einer
älteren Dame missver-
standen hatte. Als es in
der komplizierten Bezie-
hung nämlich zu einem
Autounfall gekommen
war, hatte er zur Scha-
densmeldung bewusst
falsch ausgesagt. (fell)

Jagdanklage
war Schuss
ins Leere

Bereits am 16. August tappten die beiden Wölfe am Deutschnonsberg im
Grenzgebiet zwischen Südtirol und dem Trentino in eine Fotofalle. Foto: LPA

Bozen – Am Deutschnonsberg
im Grenzgebiet zwischen Süd-
tirol und dem Trentino streift
ein Wolfspaar durch die Wäl-
der. Das meldete gestern das
Presseamt des Landes Süd-
tirol. Höchstwahrscheinlich
handle es sich um ein Männ-
chen und ein Weibchen, die
im Begriff seien, ein Rudel zu
gründen. Im Zuge der Über-
wachung durch die beiden
Forstdienste im Trentino und
in Südtirol konnte eindeu-

tig festgestellt werden, dass
sich das Wolfspaar im Gebiet
zwischen den beiden Provin-
zen aufhält. Die beiden Wölfe
tappten am 16. August nachts
im Wald in eine Fotofalle.

Es sei davon auszugehen,
dass ab dem kommenden
Frühjahr mit Nachwuchs zu
rechnen ist. Es wäre dies das
erste Wolfsrudel in Südtirol,
heißt es auf stol.it, der On-
line-Plattform der Tageszei-
tung Dolomiten. (TT)

Wolfspaar streift
durch Südtirol
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